
Kundeninformation Niederschlagswassergebühren 

 

 

Rechtliche Situation 

Die aktuelle Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte verlangt eine getrennte Abwassergebühr, wenn der 
Kostenanteil für die Niederschlagswasserbeseitigung nicht geringfügig und die Siedlungsstruktur nicht 
homogen ist. 

Der Kostenanteil ist im ZWA nicht geringfügig. Auch kann bei der Betrachtung der Siedlungsstruktur im 
Verbandsgebiet nicht von einer einheitlichen Bebauung ausgegangen werden.  

 

 

Berechnung der Niederschlagswassergebühr 

Wird Niederschlagswasser von bebauten oder befestigten Flächen direkt oder indirekt in das öffentliche 
Kanalnetz eingeleitet, wird eine Benutzungsgebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser erhoben. 

Die Regenwassermenge, die von jedem 
Grundstück in die Kanalisation fließt, kann 
nicht unmittelbar gemessen werden. Deshalb 
wird bei der Erhebung der Gebühr von den 
Flächen ausgegangen, von denen 
Regenwasser in die Kanalisation gelangen 
kann. Dabei handelt es sich meist um bebaute 
und befestigte Flächen. Versickert das 
Regenwasser von Dachflächen, Terrassen 
oder anderen versiegelten Flächen vollständig 
auf dem Grundstück, wird keine Gebühr 
erhoben. Bei der Abgrenzung von Flächen ist 
immer die Versickerungsfähigkeit bei 
Starkregenereignissen zu betrachten. 

Die Art der Befestigung spielt ebenfalls eine 
Rolle. Je nach Art der Oberflächenbefestigung 
gelangt das Niederschlagswasser mehr oder 
weniger mengenreduziert zum Abfluss in den 
Kanal. 

Zur Bemessung der Versickerungsleistung 
verschiedener Oberflächen dient der 
Abflussbeiwert. Er wird als Faktor mit der 
versiegelten Fläche multipliziert. Der 
Abflussbeiwert ist 1 bei Flächen, von denen 
Niederschlagswasser zu nahezu 100 % in die 
Kanalisation abgeleitet wird. Der Wert 
verringert sich bei wasserdurchlässigen Flächen. Durch Reduzierung von befestigten Flächen können 
Grundstücksbesitzer selbst die Abwassergebühr mindern.  

  



Regenrückhalteanlagen (Retention) 

Regenrückhalteanlagen fangen das Niederschlagswasser auf und geben es gedrosselt ab um 
Starkregenereignisse zu puffern. Regenrückhalteanlagen laufen leer. Eine Regenwassernutzung ist nicht 
möglich. Regenwasserrückhalteanlagen mit Kanalanschluss werden deshalb nicht gebührenmindert 
berücksichtigt. 

Regenwasserzisternen (Regenwasserspeicher) 

Bei Zisternen ohne Kanalanschluss werden die angeschlossenen Flächen nicht in die 
Niederschlagswasserberechnung einbezogen.  

Zisternen, die einen Überlauf in den öffentlichen Kanal haben, können gebührenmindernd wirken, wenn 
folgende Grundanforderungen erfüllt sind: 

 Das nutzbare Mindestvolumen beträgt 2 m³ 

 Die ganzjährige und regelmäßige Regenwassernutzung (Brauchwasser) muss gewährleistet sein. 

Die Nutzung von Regenwasser im Haushalt setzt voraus, dass die Regenwassernutzungsanlage 
nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN 1989) hergestellt ist. Regentonnen erfüllen diese 
Anforderungen nicht. Vor Inbetriebnahme der Eigenversorgungsanlage ist eine Teilbefreiung vom 
Anschluss- und Benutzungszwang zu beantragen.  

Bei Retentionszisternen mit einem Speichervolumen zur Regenwassernutzung, wird nur das 
Speichervolumen gebührenmindernd berücksichtigt.  

 

Versickerungsanlagen 

Versickert Niederschlagswasser auf dem Grundstück, muss folgendes beachtet werden:  

 Die Bemessung und Ausführung hat nach dem aktuellen Stand der Technik zu erfolgen    
(vgl. z. B. das Merkblatt DWA A 138). 

 

  



Erklärung/Änderungsmitteilung zur Ermittlung der bebauten und der 
befestigten Flächen für die Niederschlagswassergebühr 

Erläuterungen zur Flächenermittlung 

Die auf dem Erfassungsblatt dargestellten 
bebauten und befestigten Flächen Ihres 
Grundstückes wurden im Ergebnis einer 
Befliegung und der darauf erfolgten 
Luftbildauswertung oder anhand Ihrer 
Bauunterlagen ermittelt. Die Flächen und die 
Katasterdaten wurden in ein geografisches 
Informationssystem (GIS) übernommen. Auf 
dieser Grundlage und nach Abgleich mit den 
Kundendaten des ZWA wurden die 
Erfassungsblätter erstellt.  

Luftbildaufnahmen bzw. Baupläne liefern 
jedoch keine genauen Informationen, ob und 
von welchen versiegelten Teilflächen Ihres 
Grundstückes Niederschlagswasser aktuell in 
die öffentlichen Entwässerungsanlagen (Kanal) 
oder in ein Gewässer einleiten oder ob es 
versickert oder ob Auffangbehälter (Zisternen) 
für die Niederschlagswassernutzung vorhanden 
sind. Ebenso ist die Art der Oberflächen-
versiegelung, z. B. bei teildurchlässigen 
Flächen, nicht erkennbar.  

Entsprechende Angaben erbitten wir von Ihnen. 
Aus Ihren Rückmeldungen resultierenden 
Datenaktualisierungen werden eingearbeitet.  

Die beigefügte grafische Darstellung Ihres Grundstückes ist eine Lageskizze und nicht maßstäblich. Die Lage 
der angedeuteten Katastergrenzen kann von 
dem tatsächlichen Grundstücksverlauf leicht 
abweichen. Durch die Berücksichtigung von 
Dachüberständen kann es in Einzelfällen 
dazu führen, dass die ermittelte Fläche größer 
ist als die Grundstücksflächen im amtlichen 
Liegenschaftsbuch (ALB). 

Die von Ihnen gemachten Angaben in dem 
Erklärungsbogen sind Grundlage für die 
künftige Veranlagung der Niederschlags-
wassergebühr für Ihr Grundstück. Aus diesem 
Grund ist es notwendig, den Erklärungsbogen 
baldmöglichst, spätestens jedoch nach 
Ablauf von vier Wochen, ausgefüllt und 
unterschrieben an den ZWA zurückzusenden.  

Sollten Sie uns das Erfassungsblatt nicht im 
genannten Zeitraum zurückschicken, müssen 
wir davon ausgehen, dass unsere 
Flächenermittlung für die Berechnung einer 
Niederschlagswassergebühr zutrifft und von 
sämtlichen dafür ausgewiesenen Flächen 
Niederschlagswasser in die Kanalisation 
eingeleitet wird.   



Erläuterungen zum Erklärungsbogen 

 

 

 

Sind Flächenänderung erforderlich, tragen Sie die Änderungen auch in der Lageskizze ein: 

 



 

 



 

 

 



 

 

 

 


